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Rechtsprechung
Arbeitsrecht
§§ 252 Abs. 1, 261 Abs. 1, 265 Abs. 1 Satz 1. 271 Abs. 2 AGB.
1. Liegen Umstände vor, aus denen sieb für den Betrieb 
vorerst nicht mit Sicherheit einschätzen läßt, inwieweit eine 
gegen ihn geltend gemachte Geldforderung für ihn eine un­
ausweichliche Zahlungsverpflichtung begründet, muß ihm 
unter Beachtung des Grundsatzes in § 252 Abs. 1 AGB (un­
verzügliche Aufdeckung der Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen) die zur Verschaffung der Gewißheit über das 
Vorliegen eines Schadens i. S. des § 261 Abs. 1 AGB erforder­
liche Zeit eingeräumt werden, die nicht auf die für die Gel­
tendmachung der materiellen Verantwortlichkeit maßgeb­
liche Drei-Monate-Frist nach § 265 Abs. 1 Satz 1 AGB ange­
rechnet werden darf.
2. Macht ein Werktätiger wegen des Verlustes seines mit 
Genehmigung des Betriebes zur Erfüllung seiner Arbeitsauf­
gabe verwendeten persönlichen Eigentums gegenüber seinem 
Betrieb Schadenersatz geltend, ist für diesen nur dann bzw. 
nur in dem Umfang eine unausweichliche Zahlungsverpflich­
tung gegeben, wie eine Mitverantwortlichkeit des Werktäti­
gen für den Verlust seines Eigentums ganz oder teilweise 
ausgeschlossen ist.
OG, Urteil vom 21. Februar 1986 — OAK 2/86.

Der beim Kläger als Hauptmechaniker beschäftigte Verklagte 
wurde mit Urteil des. Kreisgerichts zum Schadenersatz in 
Höhe von 300 M gegenüber dem Kläger verpflichtet. Dieser 
Entscheidung, -die auf den Einspruch des Staatsanwalts des 
Kreises gegen den die materielle Verantwortlichkeit des Ver­
klagten verneinenden Beschluß der Konfliktkommission 
erging, lag zugrunde, daß der Betrieh am 6. Februar 1985 an 
die Betriebsangehörige F. für ein ihr gehörendes, für dienst­
liche Belange benutztes und im Betrieb abhanden gekomme­
nes Fahrrad einen Betrag von 300 M gezahlt hatte. Für den 
Verlust des Fahrrades sei der Verklagte wegen ungenügender 
Sicherungsmaßnahmen verantwortlich gewesen.

Auf die Berufung des Verklagten hob das Bezirksgericht 
die Entscheidung des Kreisgerichts auf und wies den Ein­
spruch des Staatsanwalts gegen den Beschluß der Konflikt­
kommission ab. Das Bezirksgericht hat dazu die Rechtsauf­
fassung vertreten, daß der vom Betrieb am 5. März 1985 
gestellte Antrag an die Konfliktkommission auf materielle 
Verantwortlichkeit des Verklagten nicht innerhalb der Frist 
von 3 Monaten gemäß § 265 Abs. 1 Satz 1 AGB erfolgt wäre. 
Mit der vom Verklagten gegenüber dem Betrieb am 10. Sep­
tember 1984 erstatteten Meldung über den Verlust des Fahr­
rades sei dem Betrieb bekannt gewesen, daß für ihn „infolge 
des schuldhaften Verhaltens des Verklagten eine zum Schaden 
gemäß § 261 Abs. 1 AGB führende Zahlungsverpflichtung 
gegenüber der Fahrradeigentümerin entstanden war“. Von 
diesem Zeitpunkt an hätte für den Kläger die Ausschlußfrist 
gemäß § 265 Abs. 1 AGB begonnen, „ auch wenn noch weitere 
Untersuchungen und Nachforschungen nach dem Verbleib des 
Fahrrades erfolgten“.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat beantragt, das 
Urteil des Bezirksgerichts zu kassieren, da dessen Rechtsauf­
fassung von den bisher festgestellten Tatsachen nicht getragen 
wird. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die vom Verklagten gegenüber dem Betrieb am 10. Septem­
ber 1984 erstattete „Verlustmeldung“ ließ — im Gegensatz zu 
der vom Bezirksgericht geäußerten Annahme — zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht erkennen, daß damit für den Betrieb 
ein Schadenseintritt in Form einer ihm erwachsenden unaus­
weichlichen Zahlungsverpflichtung gegenüber der Eigentü­
merin des Fahrrades entstanden war. Aus dieser Meldung 
geht lediglich hervor, daß das im persönlichen Eigentum der 
Frau F. stehende Fahrrad für dienstliche Zwecke als Boten­
fahrrad benutzt worden war, zwischenzeitlich reparaturbe­
dürftig wurde, vorerst aber in der Schlosserei abgestellt wor­
den war. Hier stand es ca. 3 Wochen; danach war es ver­
schwunden.

Inwieweit sich aus dieser inhaltlichen Darstellung in der 
Verlustmeldung ein schuldhaftes, zur Schadenersatzpflicht 
des Betriebes gegenüber der Frau F. führendes Verhalten des 
Verklagten ergeben soll, bleibt zunächst offen. Wenn bereits 
zu diesem Zeitpunkt der Verlust des Fahrrades und die Ver­
antwortlichkeit des Verklagten dafür festgestanden hätten, 
hätte es auch kaum weiterer Untersuchungen und Nachfor­
schungen über den Verbleib des Fahrrades bedurft, wovon 
das Bezirksgericht ausgeht.

Die nach der Verlustmeldung vom 10. September 1984 un­
ternommenen Nachforschungen nach den Umständen des Ab­
handenkommens des Fahrrades hätten sich aber auch auf die 
Prüfung erstrecken müssen, inwieweit möglicherweise die 
Eigentümerin des Fahrrades selbst mit dafür Verantwortung 
trägt. Da ihr Fahrrad mit betrieblicher Genehmigung für 
dienstliche Zwecke benutzt wurde, hätte zwar der Betrieb die 
Gefahr des Verlustes zu tragen'. Die bei dieser Sachlage nach 
§ 271 Abs. 2 AGB gegebene Verpflichtung des Betriebes zum 
Schadenersatz bei Verlust des persönlichen Eigentums erfährt 
jedoch eine Einschränkung bzw. kommt gänzlich in Wegfall, 
wenn auch der Eigentümer im Umfang der Bestimmungen 
der §§ 260 bis 264 AGB materiell verantwortlich wäre (§ 271 
Abs. 2 Satz 2 AGB). _

Auch hieraus ergibt sich, daß mit der Verlustmeldung am 
10. September 1984 keineswegs für den Betrieb schon klar ge­
wesen sein konnte, gegenüber der Fahrradeigentümerin eine 
unausweichliche Zahlungsverpflichtung begleichen zu müssen. 
Darüber hinaus ist selbst die im Februar 1985 durch den Be­
trieb erfolgte Zahlung noch kein schlüssiger Beweis, ob dem 
Betrieb tatsächlich ein Schaden entstanden und er zum Scha­
denersatz verpflichtet war, denn die Frage des Umfangs der 
Verantwortlichkeit der Geschädigten ist im Grunde genom­
men bis heute nicht geprüft und eindeutig beantwortet 
worden.

Mithin trifft es nicht zu, daß der Betrieb mit seinem An- 
trag.an die Konfliktkommision vom 5. März 1985 aus den vom 
Bezirksgericht genannten Gründen die Ausschlußfrist nach 
§ 265 Abs. 1 Satz 1 AGB nicht gewahrt hatte. Wenn der Be­
trieb, ausgehend von dem Inhalt der Verlustmeldung, zu­
nächst weitere Nachforschungen über den Verlust des Fahr­
rades für erforderlich hielt, weil er vorerst nicht mit Sicher­
heit einschätzen konnte, inwieweit ihm hieraus eine unaus­
weichliche Zahlungsverpflichtung entstanden war, so muß 
ihm unter Beachtung des Grundsatzes in § 252 Abs. 1 AGB 
die erforderliche Zeit eingeräumt werden, die nidi,t auf die 
Drei-Monate-Frist nach § 265 Abs. 1 AGB angerechnet wer­
den darf.

Ob der Betrieb im vorliegenden Fall diesem Grundsatz 
der unverzüglichen Aufklärung der Umstände des Verlustes 
des Fahrrades gerecht geworden und damit der am 5. März 
1985 gestellte Antrag rechtzeitig erfolgt ist, bedarf der weite­
ren Sachaufklärung. Dazu müßte der Betrieb begründet dar­
legen, welche Umstände ihn gehindert haben, alsbald nach 
der Verlustmeldung sich Kenntnis vom Vorliegen einer un­
abwendbaren Zahlungsverpflichtung zu verschaffen.

Inwieweit im Falle rechtzeitiger Antragstellung allerdings 
für den Betrieb überhaupt ein Schaden (Zahlungsverpflich­
tung) entstanden ist und damit die Voraussetzungen der ma­
teriellen Verantwortlichkeit des Verklagten gegeben sind, 
hängt für diesen Fall entscheidend von der gleichfalls aufzu­
klärenden Frage ab, ob die Geschädigte aus den Gründen 
des § 271 Abs. 2 Satz 2 AGB selbst durch mangelnde Aufmerk­
samkeit bzw. sorglosen Umgang und fehlende Sicherung 
ihres Eigentums den Schaden ganz oder teilweise zu vertre­
ten hatte.

Aus den dargelegten Gründen waren in Übereinstimmung 
mit der Auffassung des im Kassationsverfahren mitwirken­
den Vertreters des Zentralvorstandes der IG Bau-Holz das 
Urteil aufzuheben und der Streitfall zur erneuten Verhand­
lung über die vom Verklagten gegen die kreisgerichtliche 
Entscheidung eingelegte Berufung an das Bezirksgericht zu­
rückzuverweisen.


